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Religiöse Diskriminierung in 
Indonesien – ambivalente Rechtslage 
und politische Passivität
Amanda Kovacs

Am 26. August 2012 überfiel ein 200-köpfiger sunnitischer Mob einmal mehr eine schi-
itische Gemeinde in Sampang in Indonesien.

Analyse

Unter der Regierung von Susilo Bambang Yudhoyono ist die Zahl der Angriffe auf re-
ligiöse Minderheiten in Indonesien ständig gestiegen; sie werden von gewissen sunni-
tischen Bevölkerungsteilen geradezu als Freiwild angesehen. Die Diskriminierung von 
Andersgläubigen wird zugunsten der Stärkung eines konservativen sunnitischen Is-
lam durch die Politik vorangetrieben. Grundsätzlich wirken die Gesetzeslage und das 
teils passive, teils provozierende Verhalten der Regierung stark konfliktantreibend. Auf 
Schutz vom indonesischen Staat können die religiösen Minderheiten nicht vertrauen, 
denn die Rechtslage bietet religiöser Diskriminierung viel Raum.

�� Die indonesische Rechtslage ist bezüglich Religionsfreiheit in sich widersprüchlich 
und diskriminierend. Besonders die Verfassung von 1945, das Blasphemie-Gesetz 
von 1965, das Anti-Ahmadiyah-Gesetz von 2008 und die staatlichen Regelungen zur 
Erteilung von Baugenehmigungen von religiösen Stätten seit dem Jahr 2006 sind kri-
tisch zu betrachten.

�� Zurzeit sind besonders muslimische Minderheiten, Christen, Buddhisten und An-
hänger staatlich nicht anerkannter Religionen und Weltanschauungen Opfer religi-
öser Diskriminierung.

�� Unter den jetzigen Rahmenbedingungen muss von einer Verschlechterung der reli-
giösen Freiheit ausgegangen werden. Nur eine grundlegende Gesetzesreform könnte 
die Lage entspannen. Diese ist jedoch derzeit nicht zu erwarten.
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Religiöse Diskriminierung nimmt zu

Nicht von ungefähr nennen die indonesischen Me-
dien die Regierung von Präsident Susilo Bambang 
Yudhoyono (Partai Demokrat, Partei der Demo-
kraten), die seit dem Jahr 2004 an der Macht ist, 
spöttisch den „Autopiloten-Staat“. Dieser Beina-
me soll unter anderem darauf aufmerksam ma-
chen, dass sich der Staat zunehmend zugunsten 
einer konservativen, intoleranten, anti-pluralisti-
schen Islaminterpretation positioniert und häufig 
mit Passivität auf die Verletzung von Religionsfrei-
heit und des Existenzrechts von religiösen Minder-
heiten reagiert. Religiöse Gewaltakteure werden 
von der Regierung häufig nicht konsequent an ih-
ren Taten gehindert und bestraft. Im Jahr 2011 fan-
den die meisten Verletzungen von Religionsfrei-
heit seit der Amtszeit Yudhoyonos statt: 93 Fälle, 
ein Anstieg um 18 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr (64 Fälle). Diese sind unterteilt in die Kate-
gorien „Einschränkung religiöser Pflichten“, „Ein-
schüchterung durch den Staatsapparat“, „Zulassen 
von Gewalt“, „Gewaltanwendung und Zwang zur 
Übernahme eines Glaubens“, „Verbot von Gemein-
schafts- oder Gebetshäusern“ und „Kriminalisie-
rung einer Glaubensrichtung“ (The Wahid Insti-
tute 2011: 2).

Das friedvolle Image eines „lächelnden Islam“ 
und einer multireligiösen Gesellschaft, das durch 
das Staatsmotto Bhinneka Tunggal Ika (Einheit in 
Vielfalt) ausgedrückt werden soll, bröckelt ins-
besondere seit der Einführung der Demokratie 
im Jahr 1998. Allerdings entwickelten sich viele 
strukturelle Ursachen der heutigen Diskriminie-
rung von religiösen Minderheiten bereits unter 
Präsident Suharto (1967-1998) und zum Teil sogar 
schon zurzeit der Verabschiedung der Verfassung 
im Jahr 1945. Der Staat erkennt sechs Religionen 
als legal an: Islam (87 Prozent der Bevölkerung), 
Protestantismus (7 Prozent), Katholizismus (3 Pro-
zent), Hinduismus (1,9 Prozent), Buddhismus (1 
Prozent) und seit dem Jahr 2006 erneut den Konfu-
zianismus (0,13 Prozent). Dennoch kann in der Pra-
xis nicht von einer Gleichberechtigung der musli-
mischen Mehrheit und der religiösen Minderheiten 
die Rede sein. Selbst innerhalb der muslimischen 
Gemeinschaft werden Minderheiten unterdrückt. 
Institutionen wie der Majelis Ulama Indonesia 
(MUI, Rat der islamischen Rechtsgelehrten Indone-
siens) und die Ikatan Cendekiawan Muslim se-In-
donesia (ICMI, Vereinigung der muslimischen In-
tellektuellen Indonesiens) dienen dem Staat mit 

ihren islamisch konservativen bis islamistischen 
Flügeln als Lobbyisten zur Islamisierung von Po-
litik, Gesellschaft und Wirtschaft. Hinzu kommen 
transnationale Missionsbewegungen, vornehmlich 
aus Saudi-Arabien, welche in Indonesien ein eige-
nes Netzwerk von Bildungsstätten etabliert haben 
und eine intolerante anti-pluralistische Weltsicht 
lehren. Opfer religiöser Gewalt werden von Poli-
zei und Militär meist nicht geschützt, da diese pas-
siv oder parteiisch agieren (Prasetyo 2012). Aktu-
ell sind vor allem Fälle religiöser Diskriminierung 
gegenüber muslimischen Minderheiten, den offi-
ziell anerkannten Religionsgemeinden der Chris-
ten und Buddhisten sowie nicht anerkannter Reli-
gionen und Weltanschauungen zu verzeichnen. In 
allen diesen Fällen spielen ein fehlender Minder-
heitenschutz, fehlende Rechtssicherheit oder die 
explizit rechtlich gestützte religiöse Diskriminie-
rung eine Rolle.

Diskriminierung muslimischer Minderheiten

Am 29. Dezember 2011 griffen hunderte sunni-
tische Muslime die religiöse Schulanlage einer 
schiitischen Gemeinde in Sampang auf der Insel 
Madura an. Häuser wurden niedergebrannt, die 
300 Anwohner verloren ihre Wohn- und Lehrstätte. 
Ob sie dauerhaft umgesiedelt werden oder ob die 
Regierung die zerstörten Häuser wieder aufbaut, 
ist ungeklärt. Das Verhältnis zwischen der sunni-
tischen Mehrheit und der schiitischen Minderheit 
wurde weiterhin getrübt, als der Minister für Re-
ligiöse Angelegenheiten und Vorsitzende der isla-
mischen Partai Persatuan Pembangunan (PPP, Ver-
einigte Partei des Aufbaus), Suryadharma Ali, am 
26. Januar 2012 erklärte, der schiitische Islam sei 
eine fehlgeleitete Interpretation und würde nicht 
zum Islam gehören. Dabei stützte er sich auf ein 
älteres Rechtsgutachten des MUI sowie eine Ent-
scheidung der muslimischen Massenorganisation 
Nahdlatul Ulama (NU) aus dem Jahr 1980. Als Re-
aktion darauf ließ ein Vorsitzender der NU öffent-
lich erklären, dass das Rechtsgutachten aus dem 
Jahr 1980 keine Gültigkeit mehr besitze und bereits 
im Jahr 2006 durch eine neue NU-Entscheidung 
abgelöst wurde. Diese habe die Schiiten explizit 
nicht als fehlgeleitet erklärt. Ob der MUI tatsäch-
lich ein anti-schiitisches Rechtsgutachten veröf-
fentlicht hatte, blieb ungeklärt. Wenige Tage nach 
dem Vorfall bat Suryadharma Ali um Entschuldi-
gung für seine Äußerung (The Jakarta Post 2012). 
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Dies konnte jedoch den ins Rollen gekommenen 
Stein nicht mehr aufhalten; so wurde zum Bei-
spiel der Vorsteher der Gemeinde von Sampang 
vom Bezirksgericht auf Grundlage des sogenann-
ten Blasphemie-Gesetzes von 1965 zu zwei Jahren 
Haft verurteilt. Am 26. August 2012 überfiel zu-
dem ein 200-köpfiger sunnitischer Mob erneut eine 
schiitische Gemeinde in Sampang. Eine schiitische 
Führungsperson wurde getötet, fünf Gemeinde-
mitglieder wurden lebensgefährlich verletzt, hun-
derte flüchteten aus ihren Häusern in Turnhallen 
(Keller 2012).

Die muslimische Minderheit der Ahmadiyah ist 
die durch die indonesische Rechtslage am stärksten 
diskriminierte und in ihrem religiösen Leben am 
stärksten eingeschränkte Glaubensgemeinschaft 
in Indonesien. Radikale zivile Gruppierungen zer-
stören regelmäßig Moscheen der Ahmadiyah. Am 
6. Februar 2011 attackierten ca. 1.500 Menschen 
Ahmadiyah-Anhänger in Cikeusik. Drei wurden 
unter den Augen anwesender, aber nicht eingrei-
fender Polizeibeamten getötet. Ein Video zeugt da-
von, wie auf die Leiche eines Ahmadis minuten-
lang eingeschlagen wurde, während Polizeibeamte 
tatenlos zuschauten.

Als Täter wurden zwölf Männer vom Gericht 
in Serang identifiziert, die mit lediglich drei bis 
sechs Monaten Gefängnisaufenthalt bestraft wur-
den, was weit unter der Höchststrafe von zwölf 
Jahren für Mord liegt. Darüber hinaus kam das Ge-
richt zu dem Schluss, die Ahmadis hätten den Ge-
waltausbruch provoziert, da sie den Anweisungen 
der Polizei, ihr Gebäude zu verlassen, nicht nach-
gekommen waren. Einem Ahmadi, dem bei dem 
Angriff beinahe die Hand abgehackt wurde, wurde 
Provokation unterstellt, woraufhin er zu sechs Mo-
naten Gefängnis verurteilt wurde. Bereits im Jahr 
2006 war es auf der Insel Lombok zu Angriffen tau-
sender Bürger auf eine Ahmadiyah-Gemeinde ge-
kommen. Die totale Zerstörung der Häuser von 
137 Menschen führte zu ihrer Umsiedlung in ein 
Flüchtlingslager in der Provinzhauptstadt Mata-
ram, wo sie bis heute untergebracht sind (Rach-
man 2011).

Diskriminierung von Christen und Buddhisten

Die Diskriminierung von Christen und Buddhisten, 
die offiziell anerkannte Religionen in Indonesien 
sind, erfolgt hauptsächlich durch rechtlich intrans-
parente Restriktionen bezüglich des Baus von Ge-

betshäusern. Innerhalb der muslimischen Bevöl-
kerung nahm die Ablehnung gegenüber dem Bau 
von Kirchen in ihrer Nachbarschaft von 51,4 Pro-
zent im Jahr 2008 auf 57,8 Prozent im Jahr 2010 zu 
(International Crisis Group 2010: 16, Fußnote 113). 
Auch gewaltsame Angriffe auf Kirchen haben zu-
genommen.

Besondere Brisanz und mediale Aufmerksam-
keit kommt in Indonesien dem Konflikt um die 
Gereja Kristen Indonesia Yasmin (GKI Yasmin, 
Christliche Kirche Indonesiens Yasmin) in Bogor 
zu. Seit dem Jahr 2002 strebt die presbyterianische 
Gemeinde die Nutzung einer neuen Kirche an. 
Trotz Erfüllung aller legalen Auflagen wurde ihr 
die im Jahr 2006 erteilte Baugenehmigung vom Bür-
germeister Bogors wieder entzogen. Die Gemein-
demitglieder werden bis heute durch eine Versie-
gelung und Absperrung am Betreten der bereits 
errichteten Kirche gehindert. Ihren Gottesdienst 
halten sie seitdem auf der Straße vor der Kirche ab, 
begleitet von Demonstrationen und gelegentlichen 
Übergriffen von Teilen der muslimischen Bevölke-
rung, die sich gegen die GKI Yasmin stellt. Obwohl 
der Oberste Gerichtshof entschied, dass der Entzug 
der Baugenehmigung illegal ist, hat sich die Situa-
tion von GKI Yasmin nicht verbessert. Die seit der 
Demokratisierung eingeleitete Dezentralisierungs-
politik hat den lokalen Politikern, hier dem Bür-
germeister von Bogor, offizielle und in gewisser 
Weise gesellschaftlich gestützte inoffizielle Macht 
zugesprochen, gegen die schwer Einspruch erho-
ben werden kann. Die Regierung in Jakarta reagiert 
mit der so häufig zu beobachtenden Passivität und 
beugt sich den Forderungen der muslimischen Be-
völkerung, die die GKI Yasmin ablehnt (Ali-Fau-
zi et al. 2011).

Obwohl das Verhältnis zwischen Muslimen 
und Buddhisten in der Regel friedlich ist, führt 
der Bau von buddhistischen Tempeln gelegent-
lich zu Konflikten. Ein Vorfall aus dem Jahr 2011 
in dem Ort Tanjung Balai auf Nord-Sumatra zeigt 
exemplarisch, dass bestimmte muslimische Grup-
pierungen die buddhistische Minderheit nicht als 
gleichberechtigt ansehen, und Einfluss auf die Re-
gierung ausüben. Unter der Anwesenheit des mus-
limischen Bürgermeisters und des Direktors der 
Buddhismus-Abteilung im Religionsministerium 
wurde eine Mahayana-Buddha-Statue auf dem 
Dach des örtlichen buddhistischen Tempels in Tan-
jung Balai angebracht. Bald zogen der Bürgermei-
ster und der Vertreter des Religionsministeriums 
ihre Unterstützung für die Statue jedoch aufgrund 



- 4 -GIGA Focus Asien 11/2012

anhaltender Proteste und Gewaltandrohungen sei-
tens der Organisation Gerakan Islam Bersatu (GIB, 
Vereinte Islambewegung) zurück. Die Statue sei 
eine Provokation, da sie höher sei als die Dächer 
der ortsansässigen Moscheen. Dies widerspreche 
alten muslimischen Überlieferungen, wonach Mo-
scheen die höchsten Gebäude sein müssten, argu-
mentierte die GIB. Auch der örtliche MUI äußerte 
sich dementsprechend und veröffentlichte ein 
Rechtsgutachten, das die Beseitigung der Statue 
anordnete (Harsono 2011). Der gesellschaftliche 
Druck führte tatsächlich zu einer baldigen Abnah-
me des Buddhas.

Diskriminierung nicht anerkannter Religionen 
und Weltanschauungen

Die legale Anerkennung bzw. Nichtanerkennung 
einer Religion hat weit reichende Implikationen. 
Nicht anerkannte Religionen haben kein Recht, re-
ligiöse Stätten zu errichten, es sei denn, sie bean-
tragen eine Registrierung als kulturelle Organisa-
tion. Nicht anerkannte Religionen werden zudem 
nicht in staatlichen Schulen gelehrt. Seit dem Jahr 
1978 ist die Angabe der Religionszugehörigkeit im 
Personalausweis verpflichtend, wobei nur die of-
fiziellen Religionen zur Auswahl stehen. Das Aus-
lassen dieser Angabe bedeutet eine Einschränkung 
der Bürgerrechte: Geburts-, Heirats- und Todesur-
kunden werden nicht ausgestellt, soziale Leistun-
gen werden versagt. Ein öffentliches Bekenntnis 
zu einer anderen als der sechs offiziellen Religi-
onen, zu Animismus oder Atheismus, findet dem-
nach nicht statt. Vielmehr lassen sich Mitglieder 
dieser Gruppen unter einer der legalen Religionen 
registrieren, um der Diskriminierung und der Ver-
weigerung von Staatsleistungen zu entgehen. Im 
Januar 2012 entbrannte eine Kontroverse über 
die Gottesleugnung des Beamten Alexander A. 
aus Sumatra. Auf der von ihm gegründeten Face- 
book-Seite Ateis Minang (Minang-Atheist) hatte er 
die Meldung „Gott existiert nicht“ veröffentlicht. 
Daraufhin stürmte ein islamischer Mob sein Büro. 
Nach sofortigem Polizeigewahrsam wurde er zu 
zweieinhalb Jahren Gefängnis und einem Strafgeld 
von 100 Mio. IDR wegen Gotteslästerung verur-
teilt. Die Höchststrafe für dieses Vergehen beträgt 
fünf Jahre Gefängnis (Bachyul 2012). 

Freiraum für religiöse Diskriminierung durch 
Staatsideologie und Verfassung

Das indonesische Staatsmotto lautet Bhinneka 
Tunggal Ika (Einheit in Vielfalt) und suggeriert ein 
gleichberechtigtes Nebeneinander der Bürger. Der 
Verfassung von 1945 steht eine Präambel, die Pan-
casila (Die fünf Säulen), vor, die die indonesische 
Staatsideologie darstellt. Ihr wichtigster Grundsatz 
heißt: Glaube an den einen Gott. Durch diesen Got-
tesbezug verdeutlicht der Staat, dass er nicht sä-
kular ist, sondern Religiosität das oberste Prinzip 
der Nation ist. Dabei wird ganz bewusst im indo-
nesischen Original Gott nicht als Allah, sondern 
als Ketuhanan Yang Maha Esa bezeichnet – eine Got-
tesbezeichnung, die konfessionslos ist, jedoch eine 
monotheistische Konnotation beinhaltet. Indone-
sien ist der Pancasila nach also ein religiöser, mo-
notheistischer, aber konfessionsloser Staat. 

Auch die Verfassung selbst äußert sich zur Fra-
ge der Religion. Die religiöse und monotheistische 
Orientierung des Staates wird in Paragraf 29, Arti-
kel 1 deutlich gemacht: „Der Staat basiert auf dem 
Glauben an den einen Gott“. Paragraf 29, Artikel 2 
dagegen bezieht sich nicht mehr auf einen mono-
theistischen Glauben und garantiert pauschal die 
Religionsfreiheit: „Der Staat garantiert die Freiheit 
eines jeden Bürgers, sich zu seiner jeweiligen Reli-
gion zu bekennen und die religiösen Pflichten ge-
mäß seiner Religion und seiner Überzeugung zu 
erfüllen“. Diese rechtliche Widersprüchlichkeit ist 
exemplarisch für das Verhältnis von Staat und Reli-
gion in Indonesien. Vor allem die Unklarheit darü-
ber, welche Religionen als monotheistisch gelten, 
wird von islamistischen Gewalttätern ausgenutzt. 
Oft legitimieren sie ihre Angriffe auf Minder-
heiten durch Bezugnahme auf das monotheistische 
Staatskonzept Indonesiens, das die Minderheiten 
verletzen würde. 

Das Blasphemie-Gesetz von 1965

Das Bekenntnis zu Religionsfreiheit durch Para-
graf 29, Artikel 2 wurde im Jahr 1965 durch das so-
genannte Blasphemie-Gesetz durch Präsident Su-
karno eingeschränkt. Das Gesetz erkennt die oben 
genannten sechs Religionen offiziell an, nämlich 
Islam, Protestantismus, Katholizismus, Hinduis-
mus, Buddhismus und Konfuzianismus. Sie ge-
nießen den Schutz des Staates. Von diesen Religi-
onen erlebte der Konfuzianismus eine besonders 
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wechselhafte Geschichte: Unter der Militärdikta-
tur Suhartos (1967-1998) verlor er schrittweise sei-
ne Daseinsberechtigung. Im Jahr 1967 verbot eine 
präsidentielle Anweisung chinesische Kultur und 
Religion, worunter auch der Konfuzianismus fiel. 
Der Legalitätsverlust des Konfuzianismus wurde 
im Jahr 1978 durch eine Anweisung des Innenmi-
nisters bestätigt, die nur noch von fünf offiziellen 
Religionen in Indonesien sprach. Im Jahr 1979 wur-
de dem Konfuzianismus schließlich in einer Ka-
binettssitzung der Status als Religion aberkannt 
und er wurde lediglich als „Glaube“ klassifiziert. 
Grund für diese Diskriminierung war die Identifi-
zierung des Konfuzianismus mit der chinesischen 
Ethnie. Die chinesische Minderheit im Land wurde 
einerseits gleichgesetzt mit der kommunistischen 
Bedrohung, andererseits wurde ihre ökonomische 
Stärke in Indonesien mit Missgunst betrachtet. Das 
Verbot des Konfuzianismus ging einher mit dem 
Verbot der chinesischen Sprache und Kultur im 
Allgemeinen. Erst nach der Einführung der Demo-
kratie wurde unter Präsident Abdurrahman Wa-
hid (1999-2001) die chinesische Kultur und Sprache 
sowie der Konfuzianismus wieder im öffentlichen 
Leben zugelassen. Und im Jahr 2006 schließlich 
wurde der Konfuzianismus vom Religionsminis-
terium erneut als sechste Religion legalisiert (He-
rianto 2005). 

Durch die rechtliche Anerkennung von sechs 
Religionen auf der Basis des bis heute gültigen Blas-
phemie-Gesetzes von 1965 werden weite Teile der 
Bevölkerung durch die fehlende Erwähnung ihrer 
Religionen diskriminiert. Dieser offensichtlichen 
Diskriminierung versucht das Gesetz beschwich-
tigend entgegenzukommen, indem es heißt: „Dies 
bedeutet nicht, dass andere Religionen, zum Bei-
spiel Judentum, Zoroastrismus, Schintoismus oder 
Taoismus, in Indonesien verboten sind. Sie genie-
ßen den vollen Schutz, der durch Paragraf 29, Ar-
tikel 2 [der Verfassung, A.K.] garantiert wird. Ihre 
Existenz ist erlaubt, vorausgesetzt sie verletzen 
nicht die Bestimmungen, welche in dieser Verord-
nung oder in anderen gesetzlichen Verordnungen 
festgelegt sind.“ Hier zeigt sich die der indone-
sischen Gesetzeslage inhärente Ungenauigkeit und 
Widersprüchlichkeit bezüglich Religion. Die hier 
zusätzliche Nennung von Judentum, Schintois-
mus und Taoismus erscheint willkürlich und lässt 
die Legalität weiterer verbreiteter Religionen wie 
etwa des Sikhismus unbeantwortet. Keine Stellung 
wird zu den zahlreichen lokalen animistischen Re-
ligionen bezogen; diese werden bis heute nicht als 

Religionen, sondern lediglich als Glauben klassifi-
ziert. Des Weiteren heißt es im ersten Paragrafen 
des Blasphemie-Gesetzes: „Es ist jedem verboten, 
eine in Indonesien befolgte Religion zu interpre-
tieren, diese Interpretation absichtlich in der Öf-
fentlichkeit zu propagieren und weiterzuempfeh-
len, oder religiöse Aktivitäten durchzuführen, die 
einer in Indonesien praktizierten Religion ähneln, 
deren Auslegung und Aktivitäten jedoch vom Kern 
der Lehre dieser Religion abweichen.“ Diese For-
mulierung beabsichtigt, den Aktivitäten religiöser 
Gruppierungen, die synkretistisch sind oder als 
Sekten verstanden werden, Einhalt zu gebieten. 
Kritiker dieses Gesetzes in Indonesien sind ein-
hellig der Meinung, dass es sich gegen islamische 
Gruppierungen ausspricht, um einen orthodoxen 
sunnitischen Islam zu schützen und zu stärken. Die 
muslimische Minderheit der Ahmadiyah sieht sich 
durch dieses Gesetz bis heute Verfolgungen aus-
gesetzt. Der Antrag von Menschenrechtsgruppen 
und Vertretern eines pluralismusfreundlichen Is-
lamverständnisses im Jahr 2009, dieses Gesetz zu 
ändern, da es der in der Verfassung verbürgten Re-
ligionsfreiheit widersprechen würde, wurde vom 
Verfassungsgericht abgelehnt (Dja´far, Mukarram, 
und Yonesta 2010).

Das Anti-Ahmadiyah-Gesetz aus dem Jahr 2008

Eigenen Angaben nach hat die muslimische Min-
derheit der Ahmadiyah in Indonesien ca. 500.000 
Mitglieder, während das Religionsministerium die 
Anzahl auf 50.000 bis 80.000 Mitglieder schätzt. 
Die legale Daseinsberechtigung der Glaubensge-
meinschaft hat sich zusehends verschlechtert. An-
lass ihrer Diskriminierung ist ein theologischer: 
Die Ahmadiyah erkennt in ihrem Gemeinschafts-
gründer Mirza Ghulam Ahmad einen Propheten 
nach dem Ableben Muhammads an. Dem ortho-
doxen sunnitischen Islam nach stellte jedoch Mu-
hammad das Siegel der Propheten dar. Demnach 
gilt die Ahmadiyah in den meisten muslimischen 
Gesellschaften als abtrünnige Sekte, so auch in In-
donesien.

Während sie im Jahr 1953 noch als legale Or-
ganisation anerkannt wurde, veröffentlichte der 
MUI 1980 ein Rechtsgutachten, das die Ahmadi-
yah als theologisch fehlgeleitet bezeichnete. Dieser 
Beschluss stützte sich auf das Blasphemie-Gesetz 
von 1965. Im Jahr 2005 bekräftigte der MUI sei-
ne Position zur Ahmadiyah durch ein Rechtsgut-
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achten, das erneut auf das falsche Islamverständ-
nis der Gruppe aufmerksam machte und sie zum 
zweiten Mal verbot. Die Rechtsgutachten des MUI 
besitzen keine legislative Autorität, sondern kön-
nen den Muslimen und der Regierung lediglich als 
religiöse Empfehlungen dienen. 

Die Vehemenz des MUI bezüglich der Ahma-
diyah trug im Jahr 2008 Früchte, als die Regierung 
ein Gerichtsurteil verkündete, das die Aktivitäten 
der Ahmadiyah einschränkte. In dem Gesetz wird 
anfangs die Religionsfreiheit eines jeden Bürgers 
betont, um diese dann mit Bezugnahme auf das 
Blasphemie-Gesetz von 1965 einzuschränken. Im 
Folgenden wird Anhängern der Ahmadiya unter 
der Androhung von fünf Jahren Gefängnisstrafe 
untersagt, ihre Islaminterpretation, die von der 
zentralen Lehre des Islam, Muhammad sei der 
letzte Prophet, abweichen würde, in Indonesien 
zu verbreiten. Zwar ruft der letzte Paragraf die 
Muslime in Indonesien dazu auf, auf Gewalt ge-
gen die Ahmadiyah zu verzichten. Jedoch stützen 
sich viele Muslime gerade auf dieses Gesetz, um 
ihre Gewalttaten gegen diese muslimische Min-
derheit zu rechtfertigen, während der Staat nicht 
schützend eingreift. Das Gesetz ist in seinen Aussa-
gen nicht eindeutig, welche Aktivitäten genau der 
Ahmadiyah verboten und welche erlaubt sind, was 
sie in einer legalen Unsicherheit lässt und leicht an-
greifbar macht (Platzdasch 2011).

Die Erteilung von Baugenehmigungen für 
Gebetshäuser 

Der indonesische Staat hat den Bau von Gebets-
häusern stark reguliert, wovon besonders isla-
mische Minderheiten und Christen betroffen sind. 
Ein im Jahr 1969 erlassenes Gesetz erteilte den Pro-
vinzgouverneuren die alleinige Kontrolle über den 
Bau von Gebetshäusern. Dies führte dazu, dass 
die Machthaber auf lokaler Ebene häufig zusätz-
liche Restriktionen gegen den Bau erteilten, was 
die Praktizierung religiöser Rituale und die Ver-
sammlungsmöglichkeit religiöser Minderheiten 
stark einschränkte oder wodurch sich die Erteilung 
einer Baugenehmigung über Jahre hinziehen konn-
te. Dies führte dazu, dass die betroffenen Gemein-
schaften ihre Aktivitäten zunehmend in privaten 
Häusern abhielten. Dem entgegnete der Staat mit 
einem Verbot von Gottesdiensten in Privathaushal-
ten im Jahr 1975. Die Gesetze aus den Jahren 1969 
und 1975 wurden häufig von gewaltbereiten Mus-

limen als Legitimation instrumentalisiert, um ille-
gale Versammlungsorte und Privathaushalte anzu-
greifen und zu zerstören. 

Im Jahr 2006 wurde die bisherige Regelung 
durch die Beschlüsse Nr. 9 und Nr. 8 zwischen 
dem Religionsminister und dem Innenminister 
abgelöst. Diese Beschlüsse verpflichten zur Bil-
dung eines Forum Kerukunan Umat Beragama 
(FKUB, Interreligiöses Harmonieforum) auf allen 
33 Provinzebenen. Das Forum besteht aus 21 Mit-
gliedern in Provinzen und 17 Mitgliedern in Städ-
ten, die die sechs in Indonesien anerkannten Reli-
gionen in Proportion zu deren prozentualen Anteil 
in ihrem Zuständigkeitsbereich vertreten. Aufgabe 
des Forums ist die Erteilung oder Ablehnung von 
Empfehlungsschreiben zum Bau von Gebetshäu-
sern. In ihrem Bauantrag muss eine Religionsge-
meinschaft die Dringlichkeit und den Nutzen des 
Vorhabens deutlich machen, außerdem müssen 
Unterschriften von mindestens 90 Mitgliedern der 
religiösen Gemeinde und 60 andersgläubigen An-
wohnern vorgelegt werden. Darüber hinaus muss 
dem Forum eine Empfehlung des lokalen Vorste-
hers überreicht werden. Aufgrund dieser Doku-
mente entscheidet das Forum über Zulassung oder 
Ablehnung des Vorhabens, wobei eine Entschei-
dung innerhalb von sechs Monaten gefällt werden 
muss. 

Obwohl diese Verkürzung des Entscheidungs-
prozesses eine deutliche Verbesserung zum Gesetz 
von 1969 darstellt, birgt das vermeintlich pluralis-
tische Forum auch Anlass zu Kritik. Die prozen-
tuale Repräsentation der Forumsmitglieder führt 
häufig dazu, dass die muslimische Mehrheit in Ab-
stimmungen die Minderheiten dominiert. So sehen 
sich insbesondere islamische Minderheiten und 
Christen in mehrheitlich sunnitischen Gegenden 
Indonesiens noch immer großen Hindernissen aus-
gesetzt, was bereits mit der Unterschriftensamm-
lung bei andersgläubigen Anwohnern beginnt. 
Ein weiterer Kritikpunkt lautet, dass es sich beim 
FKUB lediglich um eine weitere staatliche Strate-
gie zur Bürokratisierung von Religion handelt. Ob-
wohl die Gründungsidee des Forums darauf ange-
setzt war, dass religiöse Führer miteinander über 
den Bau von Gebetshäusern in Dialog treten, beste-
hen die Mitglieder des Forums häufig aus Regie-
rungsbeamten oder entstammen der Polizei und 
dem Militär (Crouch 2010).
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Ohne Rechtsreform kein religiöser Frieden

Die religiöse Zukunft Indonesiens wird von einer 
Reform des Rechts abhängen. Eine Reform des 
Blasphemie-Gesetzes von 1965, des Gesetzes zur 
Einschränkung der Religionsfreiheit der Ahmadi-
yah von 2008 sowie die Überarbeitung der Rege-
lungen von 2006 zur Errichtung von Gebetsstät-
ten und der Zusammensetzung des FKUB sind für 
den religiösen Frieden im Land unumgänglich. 
Ebenso wichtig ist eine grundlegende Gleichstel-
lung aller in Indonesien praktizierten Religionen. 
Dass diese Reformen in naher Zukunft umgesetzt 
werden, scheint allerdings unwahrscheinlich. So-
lange die indonesische Regierung an ihrer diskri-
minierenden Rechtslage festhält, religiöse Unge-
rechtigkeiten und Gewalttaten gewähren lässt und 
die Polizei ihre jeweilige Passivität oder Parteinah-
me beibehält, wird sich das Potenzial für religiöse 
Konflikte nicht verringern. Wie erläutert, wurde 
der Versuch von Aktivisten im Jahr 2009, das um-
strittene Blasphemie-Gesetz von 1965 zu reformie-
ren, vom Verfassungsgericht abgelehnt. Es wird 
darauf ankommen, ob gesellschaftlicher Druck auf 
Reformen bestehen bleibt oder ob sich die Kritiker 
entmutigen lassen. Im Jahr 2014 steht die nächste 
Parlamentswahl an, die die jetzige „Autopiloten-
Regierung“ ablösen könnte − zumindest Präsident 
Yudhoyono darf laut Verfassung kein zweites Mal 
wiedergewählt werden. Ob dies auch einen Wan-
del des Rechts mit sich bringen könnte, ist noch 
nicht abzuschätzen. 
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